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Gemeinsam Interessen vertreten

Haus & Grund  
Mecklenburg- 
Vorpommern
Eigentümerschutz- 
Gemeinschaft der  
Haus-, Wohnungs-  
und Grundeigentümer

Alle Monatsausgaben dieser Zeitung können Sie im 
Internet unter www.hugmv.de in der Rubrik Landes-

zeitung als PDF-Dokument herunterladen.

Für Mitglieder des unserem 
Landesverband Haus & Grund 
Mecklenburg-Vorpommern be-
freundeten Regionalverbandes 
Haus & Grund Dresden e.V. war 
das Ende September ein will-
kommener Anlass, dieses Jubilä-
um gemeinsam mit lieben Freun-
den und Ehrengästen zu feiern. 
Um die 200 Teilnehmer hatten 
sich eingefunden und wurden 
durch den Dresdener Haus & 
Grund-Vorsitzenden Christian 
Rietschel begrüßt. 

Nach dem Eröffnungsvortrag 
zur Zukunft der Stadtentwick-
lung in Sachsen durch den Refe-
ratsleiter Wohnungswirtschaft 
im Sächsischen Staatsministeri-
um des Inneren, Herrn Winfried 

Lütkemeier, stand die Festan-
sprache des ehemaligen Mit-
gliedes des Bundestages, Herrn 
Dr. Friedrich-Adolf Jahn, lang-
jähriger Präsident des Zen-
tralverbandes von Haus & Grund 
Deutschland und parlamenta-
rischer Staatssekretär in mehre-
ren Bundesregierungen im Mit-
telpunkt des Abends. In rheto-
risch bri l lanten Worten 
berichtete er als Zeitzeuge der 
Wiedervereinigung aus dieser 
Zeit, sprach zu den damaligen 
Problemen und Verfahrensabläu-
fen, über seine Erfahrungen, 
Meinungen und Auffassungen, 
aber auch über Fehler und Un-
terlassungen, welche mit einer 
Wiedervereinigung einher lau-

fen. Wo gibt es in der Geschichte 
der Menschheit schon ein Vor-
bild für diese Mammutaufgabe, 
wer verfügte denn damals schon 
über derartige Erfahrungen? Dr. 
Jahn zog eine absolut positive 
Bilanz der Entwicklung seit der 
Wiedervereinigung. 

Gerne nahmen wir weitere 
Grußworte von Ehrengästen und 
befreundeten Vereinen entgegen-
genommen. Stellvertretend für 
alle, die sich zu Wort gemeldet 
haben, danken wir Herrn Lutz 
Heinecke, Präsident des Landes-
verbandes Haus & Grund Meck-
lenburg-Vorpommern, der uns 
als Geschenk die Kopie eines 
hanseatischen Mietspiegels aus 
Lübeck von 1728 überreichte und 
uns Dresdenern Eigentümern in 
schweren Zeiten als guter Freund 
stets zur Seite stand. 

Wir können heute mit Fug und 
Recht feststellen, dass wir für un-
sere Mitglieder des Dresdener Re-
gionalverbandes stets eine erfolg-
reiche Arbeit belegen konnten. Es 
ist unbestritten, dass diese erfolg-
reiche Arbeit vorrangig das Ver-
dienst unseres Vorsitzenden Chri-
stian Rietschel war. Das fand die 
uneingeschränkte Zustimmung 
und Anerkennung unserer Mit-
glieder. Für den Vorstand war es 
deshalb ein Bedürfnis, Herrn 
Rietschel auf der Festveranstal-
tung zu danken und ihn mit einer 
Reproduktion einer alten Ansicht 
des Dresdener Altmarktes, gemalt 
von Belotto (gen. Canaletto) zu 
überraschen. 

Dr. Wolfgang Dittmann

Vorstand 
Haus & Grund Dresden e.V.

Der ehemalige Präsident von Haus & Grund Deutschland, Dr. 
Jahn, während seiner Dresdener Festansprache

Zu Gast bei der Festveranstaltung zum 
20. Jahrestag von Haus & Grund Dresden e.V.  

Liebe Leserinnen und Leser,

der Landtag Mecklenburg-Vor-
pommern hatte Mitte dieses Jah-
res eines der wichtigsten Re-
formvorhaben der rot-schwarzen 
Landesregierung auf den Weg 
gebracht: die Modernisierung 
der Landesverwaltung. Abzüg-
lich der einmaligen fusionsbe-
dingten Kosten beträgt das Ren-
ditevolumen nach Angaben des 
Innenministeriums rund 84,5 
Mio. Euro. Der größte Anteil an 
der Gesamtsumme entfällt dabei 
auf die dann eingesparten Perso-
nalkosten. Die höchsten einma-
ligen fusionsbedingten Kosten 
sind durch die IT-Migration zu 
erwarten.

Herzstück ist die Kreisgebiets-
reform, die nach teilweise sehr 
emotional geführter Diskussion 
beschlossen wurde. Vor Beginn 
der Parlamentsdebatte hatten 
sich vor dem Schloss Demons-
tranten regional bedingt jeweils 
für Kreissitze in ihren Städten 
eingesetzt. Neben dem „Gesetz 
zur Schaffung zukunftsfähiger 
Strukturen der Landkreise und 
kreisfreien Städte des Landes" 
(Kreisstrukturreform) wurde 
auch das „Gesetz über die Zu-
ordnung von Aufgaben im Rah-
men der Landkreisneuordnung" 
(Funktionalreform) verabschie-
det.

Nun soll die Verwaltung ge-
strafft, Doppelzuständigkeiten 
abgebaut und die Zahl der Land-
kreise und kreisfreien Städte re-
duziert werden. Künftig wird es 
wohl noch sechs Kreise und zwei 
kreisfreie Städte geben. Parallel 
dazu sollen im Zuge der Funkti-
onalreform Aufgaben, zum Bei-
spiel im Natur- und Immissions-
schutz, vom Land auf die neuen, 
großen Kreise übertragen wer-
den. Ministerpräsident Erwin 
Sellering von der SPD: „Wir 
straffen die Verwaltung. Die 
kommunale Selbstverwaltung 
soll gestärkt werden, indem wir 
zukunftsfähige Strukturen schaf-
fen und Aufgaben übertragen. 
Und wir sparen bei den Verwal-
tungsausgaben. Nach unter-
schiedlichen Gutachten seien 
nach einer Anlaufzeit Einspa-

rungen von etwa 50 Millionen 
Euro jährlich möglich“. Auch der 
Vorsitzende der CDU-Fraktion, 
Harry Glawe, plädierte für die 
beiden neuen Gesetze und dafür, 
diese zügig umzusetzen. Auch er 
verwies auf Zwänge wie die sin-
kende Einwohnerzahl und das 
Auslaufen des Solidarpaktes. 
Nur so könne die Zukunft des 
Landes gesichert werden. Die 
Entwürfe seien umfassend dis-
kutiert und einzelne Regelungen 
solide abgewogen worden. Kri-
tikpunkte, die auch das Landes-
verfassungsgericht bemängelt 
hatte, seien nun verbessert wor-
den. Jetzt gelte es, nach vorn zu 
schauen und anzupacken, damit 
ein möglichst reibungsloser Start 
im Herbst 2011 gelingt. Selbst 
der vorsichtig agierende Innen-
minister Lorenz Caffier (CDU) 
betonte, dass er das Modell für 
rechtssicher halte. Die Struktur 
sei in der Regierung und im Par-
lament umfangreich diskutiert 
worden. Das Modell habe sich 
aus anfänglich 13 Varianten he-
rauskristallisiert. Die Bewohner 
der sechs geplanten Landkreise 
in Mecklenburg-Vorpommern 
sollen die Kreisnamen selbst be-
stimmen dürfen. „Wir werden 
nur vorläufige Bezeichnungen 
festlegen. Am Tag der Kreistags- 
und Landratswahlen am 4. Sep-
tember 2011 sollen die Wähler 
des Landes dann in einem Bür-
gerentscheid über den endgül-
tigen Namen ihres Kreises ab-
stimmen“. Doch all dies kann 
künftig nicht verhindern, dass 
die Wege zu den Ämtern für die 
immer älter werdende Bevölke-
rung noch weiter werden.

Auf Wunsch senden wir Ihnen 
die ausführliche Renditebetrach-
tung der Landesregierung für die 
sechs neu zu bildenden Land-
kreise in Mecklenburg-Vorpom-
mern als PDF-Dokument (10 Sei-
ten) per e-Mail zu.

Welche Meinung haben sie zu 
den Änderungsvorhaben der 
Landesregierung? Schreiben sie 
uns - oder senden sie uns eine 
e-Mail an: redaktion@hugmv.de

Ihr Erwin Mantik

Ehrenpräsident H&G M-V

Verwaltungs-Modernisierung 
in Mecklenburg-Vorpommern wurde 

auf den Weg gebracht

Liebe Leser,

in unserer Landesverbandszei-
tung, Ausgabe Juli 2010 auf Seite 
6, hatte der Geschäftsführer von 
Haus & Grund Schwerin, Werner 

Wernicke (Bild) über erfolgreiche 
Verhandlungen unseres Ortsver-
eins Haus & Grund Schwerin e.V. 
mit den Stadtwerken Schwerin 
zwecks Vereinbarung günstigerer 
Energiepreise für unsere Mit-
glieder berichtet. 

Der im Ergebnis abgeschlossene 
Rahmenvertrag mit den Stadtwer-
ken Schwerin sichert unseren 
Schweriner Haus & Grund-Mit-
gliedern seit dem 1. Oktober 2010 
günstigere Konditionen für den 
Bezug von Strom und Erdgas. 
Wernicke: „Mit Freude kann ich 
darüber berichten, dass bisher 
138 Verträge für Strom- und 118 
für Erdgaslieferungen zwischen 
den Eigentümern und den Stadt-
werken abgeschlossen wurden. 
Somit haben 24 Prozent unserer 
Mitglieder dieses vom Vorstand 
ausgehandelte, vorteilhafte Ange-
bot genutzt. Übrigens können 

sich noch weiterhin interessierte 
Haus & Grund-Mitglieder melden. 
Diese haben jederzeit die Mög-
lichkeit noch individuelle Verträ-
ge mit den günstigeren Bezugs-
preisen abzuschließen. Allerdings 
verschiebt sich dann der Ein-
stiegstermin des vertraglichen 
Versorgungsbeginns“. 

Haus & Grund-Mitglieder, die 
sich sachkundig beraten lassen 
oder einen Vertrag abschließen 
möchten, können sich direkt an 
Frau Dipl. Ing. Simone Helms, 
zuständige Mitarbeiterin bei den 
Stadtwerken Schwerin, unter der 
Tel.-Nr. 0385 - 633 1288 wenden. 

„Besonders freue ich mich da-
rüber, dass ich auf der Vorstand-
sitzung im Oktober darüber be-
richten konnte, dass ausgehend 
von dieser Initiative im 20. Jahr 
der Wiedergründung unseres 
Haus & Grund-Vereins weitere 

Immobilieneigentümer als neue 
Mitglieder gewonnen werden 
konnten“.

Sie als unsere treuen Mitglieder 
sollten ggf. auch ihre Nachbarn 
im Umfeld informieren, dass die-
se als Ein- oder Mehrfamilien-
hauseigentümer allein durch die 
vertraglich vereinbarten, gerin-
geren Energiekosten für Erdgas 
und Strom im günstigen Fall mehr 
Geld einsparen, als sie ansonsten 
für einen Jahresmitgliedsbeitrag 
bei Haus & Grund aufzubringen 
hätten. Je mehr Eigentümer sich 
im Schweriner Haus & Grund-
Verein zusammenschließen, um 
so günstiger ist jeweils unsere 
künftige Verhandlungsposition 
mit den Versorgern.

Werner Wernicke

Geschäftsführer

Vorstand H&G SN

Günstige Strom- und Erdgaspreise
für Haus & Grund-Mitglieder

Die meisten Haus-, Wohnungs- 
und Grundeigentümer in Meck-
lenburg-Vorpommern nutzen be-
reits das Internet, aber nicht jeder 
hatte bisher bisher die Möglichkeit 
bei sich vor Ort auf schnelle Ver-
bindungen zuzugreifen. Man 
musste am PC folglich zeitrau-
bende Warteschleifen erdulden. 

Damit sich das ändert, hatte u.a. 
Vodafone die Breitbandinitiative 
der Bundesregierung, bekannt un-
ter dem Begriff „Digitale Dividen-
de", mit angestoßen. Hierzu wur-
den neue Funkfrequenzen verstei-
gert und Vodafone investiert 
seitdem in den technischen Aus-
bau der Funkmasten und Netze. 
Ziel ist, das alle Bewohner mög-
lichst schnell im Internet surfen 
können. 

„LTE“ bedeutet dabei „Long 
Term Evolution“ und ist eine neue, 
turboschnelle Form des Internet-
zuganges, mit der man bis zu 
10mal schneller im Internet surfen 

kann als bislang mit DSL-An-
schluss. Das neue Internet ist au-
ßerdem mobil und damit auch 
dort im Land zu empfangen, wo 
bisher noch keine Kabel hinge-
kommen sind.

In Mecklenburg-Vorpommern 
startete Vodafone am 23.10.2010 
in Heiligendamm seinen ersten 
LTE-Standort und gab damit den 
Startschuss für die neue Breit-
bandtechnologie im ländlichen 
Raum. Der Seebadeort an der Ost-
see ist die erste von bundesweit 
mehr als 1.000 Gemeinden, die 
der Telekommunikationsanbieter 
bis Dezember 2010 mit dem neu-
en Turbo-Internet versorgen will. 
Auch in die Gemeinden Demmin, 
Utzedel, Kruckow, Medrow, Gne-
vezow und Stavenhagen sowie 
auch den unmittelbaren Nachbar-
gemeinden ist man bei der Ein-
satz-Vorbereitung. Weitere Orte 
der bisher unterversorgten länd-
lichen Gebiete in Mecklenburg-

Vorpommern werden in Kürze 
folgen. Vodafone geht davon aus, 
dass die hierfür kommerzielle 
Hardware zur Nutzung ab Dezem-
ber verfügbar ist. Aufgrund der 
größeren Reichweite der Standorte 
können so jeweils mehrere umlie-
gende Gemeinden mit Breit-
bandinternet über die Antennen-
maste versorgt werden. Zunächst 
also im ländlichen Bereich, vor-
rangig in Dörfern. 
Bis Ende 2011 soll 
es nach Firmenan-
gaben keine wei-
ßen Flecken auf 
der Internetland-
karte Deutsch-
lands mehr ge-
ben.

Diese Highspeed-
Anschlüsse sollen 
für alle Nutzer be-
quem zu erreichen 
sein und stabil, 
günstig sowie mit 

verlustfreier Datenübertragung 
ohne Kabel funktionieren. Der 
Einstieg zu schnellen Breitband-
zugängen für das Internet der 4. 
Generation bildet im digitalen 
Zeitalter für die Regionen ein we-
sentlicher Standortfaktor. Daher 
arbeitet auch die Telecom an der 
Umsetzung.

E. Mantik

H&G M-V

LTE-Netzausbau – Turboschnelles Internet-Surfen
in Heiligendamm, der weißen Stadt am Meer

In LTE-Netzregionen, wie hier in der Han-
sestadt Demmin kann man künftig deutlich 
schneller im Internet surfen
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Sie wollen Ihre Immobilie  
vermieten oder verkaufen?
Wir sind Ihr professioneller Ansprechpartner!
Nutzen Sie unser starkes bundesweit und international  
tätiges Netzwerk!
Wir bieten Ihnen neben den nötigen Kontakten, umfas-
senden Service und fundiertes Fachwissen bei der Ver-
marktung Ihrer Immobilie!
Vereinbaren Sie telefonisch Ihren persönlichen Gesprächs- 
termin unter (03 81) 12 83 59-0.

RE/MAX Profi Immobilien
Rosa-Luxemburg-Straße 16 · 18055 Rostock · www.remax.de
Regional. National. International.

Laut einer in der Landesbauord-
nung aufgenommenen Regelung 
waren entsprechend § 48 Abs. 4 
der Landesbauordnung Mecklen-
burg-Vorpommern alle Besitzer 
von Wohnungen (im Falle von an-
gemieteten Wohnungen ggf. auch 
die Mieter) verpflichtet, diese bis 
zum 31. Dezember 2009 mit 
Rauchwarnmeldern auszustatten. 

Der gesetzlichen Verpflichtung 
ist genüge getan, wenn handels-
übliche Rauchwarnmelder in den 
gesetzlich vorgeschriebenen Woh-
nungsbereichen eingebaut wer-
den, damit Brandrauch jederzeit 
frühzeitig erkannt und akustisch 
gemeldet wird.

Bei Übernahme der Verpflich-
tung durch die Eigentümer ver-

mieteter Wohnungen gilt Vorge-
nanntes, sofern die Mieter ihr Ein-
verständnis dazu erklärt haben. 

Haus & Grund Mecklenburg-Vor-
pommern: Im Falle hörgeschä-
digter bzw. ertaubter oder blinder 
Mieter reichen jedoch in der Regel 
„einfache Rauchwarnmelder“ 
nicht aus. Geeignet wären hier 
spezielle Rauchwarnmelder für 
Hörgeschädigte, Ertaubte oder Er-
blindete. Auch private Vermieter 
sollten aus Kulanz mit auf die be-
sonderen Belange von Hörgeschä-
digten und Ertaubten achten, da-
mit bei Bedarf deren individuellen 
Behinderungen bei der Nachrü-
stung von Rauchwarnmeldern be-
rücksichtigt werden.

H&G M-V

Der Bundesgerichtshof hat in 
seinem Urteil vom 21. April 2010 
(VIII ZR 97/09) entschieden: 
Wasserversorgungsunternehmen 
sind gehalten, eine Ermessens-
entscheidung zu treffen, ob ein 
Austausch eines Wasserzählers 
im Interesse des Kunden vorzu-
nehmen ist, wenn sich der tech-
nische Standard in einem wesent-
lichen Maße ändert und beach-
tenswerte Interessen des Kunden 
geltend gemacht werden.

Klägerin war eine Wohnungsei-
gentümergemeinschaft. Diese 
verlangte von dem beklagten 
Wasserversorgungsunternehmen 
den Austausch eines Wasserzäh-
lers. Die Beklagte versorgt die 
Wohnungseigentumsanlage der 
Klägerin seit Jahren mit Wasser 
und entsorgt das Abwasser. Bei 
der Wohnungseigentumsanlage 
handelt es sich um ein Mehrfa-
milienhaus mit 21 Wohnungen. 
Das Versorgungsunternehmen 
hat als Entnahmearmatur einen 
Wasserzähler der Größe Qn 6 
(mit einem Nenndurchfluss von 
6 m³/h) eingebaut. Im Januar 
2007 bat die Klägerin um einen 
Einbau eines Wasserzählers Qn 
2,5 (mit einem Nenndurchfluss 
von 2,5 m³/h). 

Dies lehnte das Versorgungsun-

ternehmen mit der Begründung 
ab, dass es dadurch zu Beein-
trächtigungen der Versorgung 
nach Menge und Druck kommen 
könne. Nach dem ab 1. Januar 
2007 gültigen Preisblatt des Ver-
sorgungsunternehmens beträgt 
der Grundpreis für die Bereitstel-
lung des Wassers bei Wasserzäh-
lern mit einer Nennleistung von 
2,5 m³/h ab 401 m³ pro Jahr 
29,50 Euro netto pro Monat. Bei 
Wasserzählern mit einer Nenn-
leistung bis Qn 6 beträgt der 
Grundpreis für die Bereitstellung 
des Wassers ab 501 m³ pro Jahr 
68 Euro netto pro Monat. Im 
erstgenannten Fall beträgt der 
Servicepreis für Schmutzwasser 
15 Euro pro m³ und im letztge-
nannten Fall 36 Euro pro m³.

Die Klägerin meint, vor dem 
Hintergrund der mehr als 130 
Prozent höheren Kosten beim 
Einbau eines Zählers Qn 6 hätte 
die Beklagte bei Ausübung ihres 
Ermessens nach § 18 der Verord-
nung über Allgemeine Bedin-
gungen für die Versorgung mit 
Wasser (AVBWasserV) einen 
Zähler der Größe Qn 2,5 einbau-
en müssen. Mit der Klage hat die 
Klägerin verlangt, den Wasser-
zähler Qn 6 durch einen Wasser-
zähler Qn 2,5 zu ersetzen. Das 

Amtsgericht hat der Klage statt-
gegeben. Auf die Berufung der 
Beklagten hat das Landgericht 
die Klage abgewiesen.

Der Bundesgerichtshofs hat das 
Berufungsurteil auf die Revision 
der Wohnungseigentümerge-
meinschaft aufgehoben. Denn 
nach derzeitigem Stand hat die 
Beklagte mit der Verweigerung 
des Einbaus eines Wasserzählers 
der Dimensionierung Qn 2,5 ihr 
Leistungsbestimmungsrecht ge-
mäß § 18 Abs. 2 Satz 2 und 4 
AVBWasserV nicht ermessensfeh-
lerfrei ausgeübt. In dem Vertrags-
verhältnis der Parteien bestehen 
Schutz- und Rücksichtnahme-
pflichten. Aus diesen folgt ein 
Anspruch auf erneute Ausübung 
des Leistungsbestimmungs-
rechts jedenfalls dann, wenn 
sich der technische Standard, 
der einen Einfluss auf die Aus-
wahl der Messgeräte hat, in 
einem wesentlichen Maße än-
dert und beachtenswerte Inte-
ressen des Kunden geltend ge-
macht werden. Ein solches Inte-
resse ist hier insbesondere darin 
zu sehen, dass der Grund- und 
Servicepreis für die Leistungen 
der Beklagten und damit die Ko-
stenbelastung des Kunden von 
der Dimensionierung des Was-
serzählers abhängen. Das Was-
serversorgungsunternehmen ist 
danach gehalten, eine neue Er-
messensentscheidung zu tref-
fen, ob ein Austausch des Was-
serzählers unter Berücksichti-
gung des aktuellen Standes der 

Technik im Interesse des Kun-
den vorzunehmen ist. Das 
Landgericht hat zu Unrecht eine 
fehlerfreie Ermessensentschei-
dung des Versorgungsunterneh-
mens angenommen. Es hat ins-
besondere keine ausreichenden 
Feststellungen zum aktuellen 
Stand der Technik getroffen.

Die Sache ist an das Landge-
richt zurückverwiesen worden, 
damit nähere Feststellungen da-
zu getroffen werden können, ob 
ein Wasserzähler Qn 2,5 in der 
Wohnanlage der Klägerin dem 
Stand der Technik entspricht, 
denn das Wasserversorgungsun-
ternehmen hat dafür Sorge zu 
tragen, daß eine einwandfreie 
Messung der verbrauchten Was-
sermenge gewährleistet ist. 

Es bestimmt Art, Zahl und 
Größe sowie Anbringungsort 
der Meßeinrichtungen. 

Ebenso ist die Lieferung, An-
bringung, Überwachung, Unter-
haltung und Entfernung der 
Meßeinrichtungen Aufgabe des 
Unternehmens. Es hat den Kun-
den und den Anschlussnehmer 
anzuhören und deren berech-
tigte Interessen zu wahren. Es 
ist außerdem verpflichtet, auf 
Verlangen des Kunden oder des 
Hauseigentümers die Meßein-
richtungen zu verlegen, wenn 
dies ohne Beeinträchtigung ei-
ner einwandfreien Messung 
möglich ist. Der Kunde bzw. 
Hauseigentümer ist dann aller-
dings verpflichtet, die Kosten zu 
tragen.

Allgemein wird rund 70 Pro-
zent der in Haushalten ver-
brauchten Energie zum Heizen 
verwendet. Wenn es nun drau-
ßen wieder kälter wird, will je-
der mit umweltfreundlichen, 
möglichst kostengünstigen 
Maßnahmen eine angenehme 
Wärme in seiner Wohnung ha-
ben. Mit sinkenden Außentem-
peraturen steigt in der Regel 
das Bedürfnis des Menschen 
nach Wärme.

Für den normalen Aufenthalt 
in Wohn- oder Arbeitsräumen 
genügt eine Temperatur von 
20º Celsius, die zur Nacht so-
gar auf ca. 16º Celsius gesenkt 
werden kann. Wenn die Raum-
temperatur nur um 1 ºCelsius 
gesenkt wird, erspart dies je-
weils etwa sechs Prozent an 
Heizkosten. Alledings begün-
stigt eine zu niedrige Raum-
temperatur unter 14 ° Celsius 
auch die Schimmelbildung. Ist 
es draußen noch ausreichend 
warm, kann etwas länger gelüf-
tet werden – also etwa 10-15 
Minuten pro Lüftungsvorgang, 
denn je wärmer die Außenluft 
ist, desto mehr Feuchte enthält 
sie. Daher kann sie nicht so 
viel von der überschüssigen 
Feuchte aus den Wohnräumen, 
insbesondere Küche, Bad und 
Schlafräumen, aufnehmen. Auf 
das Dauerlüften durch Ankip-
pen eines oder mehrerer Fen-
ster ist grundsätzlich zu ver-
zichten. Diese Lüftungsform ist 
für  den er forder l i chen 
Luftaustausch nutzlos und ver-
schwendet unnötig Energie. 
Dauerlüften kühlt die Laibung 
aus und erhöht dort die Schim-
melgefahr. 

Grundsätzlich sollten beim 
Lüften alle Heizkörperventile 
geschlossen bleiben. Acu auf 
eine ausreichende Luftfeuchtig-

keit von 40 - 60 Prozent im 
Wohnbereich ist zu achten. 
Denn mit fortlaufend eindrin-
gender kalten Außenluft, sinkt 
die Luftfeuchtigkeit in Innen-
räumen erheblich. Einfache 
Hygrometer helfen bei der Er-
fassung der Luftfeuchtigkeit. 
Die Heizkörper sollten nicht 
durch das Verstellen von Mö-
beln verbaut werden, da die 
Luftzirkulation ansonsten nicht 
erfolgen kann. Wenn Räume 
unbeheizt bleiben, sollten Tü-
ren zu beheizten Räumen stets 
geschlossen sein. Für ausrei-
chende Lüftung auch dieser 
Räume ist dennoch Sorge zu 
tragen. Wichtig bleibt, dass die 
Thermostatventile an Heizkör-
pern dann auf die Position 
„Frostschutz” eingerichtet wer-
den sollten, um Frostsschäden 
zu verhüten.

Insgesamt sollten sie die Räu-
me auf Kältebrücken prüfen, 

um Wärmeverluste und daraus 
resultierende Schimmelbildung 
zu verhüten. Selbst die Däm-
mung von Rollladenkästen ist 
empfehlenswert, denn diese 
können bei Frost nachts herab-
gelassen werden und Heizko-
sten sparen. Zum Schlafen 
zugezogende Innenvorhänge, 
Übergardinen und Jalousien an 
Fenstern tragen mit zur Energie-
einsparung bei. Neue Reflexi-
onsplatten zur Dämmung von 
Heizkörpernischen oder Innen-
flächen der Außenwände der 
Wohnung mindern Energiever-
luste.

Zur Sanierung feuchter Wände 
wird von einigen Handwerkern 
das Aufbringen einer wasser- 
und dampfdichten Innendäm-
mung z. B. aus Schaumglas vor-
geschlagen. Der Innenraum soll 
dadurch wirksam vor Feuchte 
und Kälte der Außenwände ge-
schützt werden. Handelt es sich 

bei der Feuchte in den Wänden 
jedoch um aufsteigende Grund-
feuchte, steht zu befürchten, 
dass die Innendämmung wegen 
ihrer bereits beschriebenen 
Trocknungsbehinderung zu 
einem Ansteigen des Feuchte-
horizontes in der Wand führt.

Von wenigen Ausnahmen ab-
gesehen ist also im Altbau eine 
Innendämmung aus energe-
tischer und hygienischer Sicht 
besser als gar keine Dämmung. 
Zur Vorbeugung von Feuchte-
schäden sind bei Innendämm-
Maßnahmen die richtige Materi-
alauswahl sowie eine sorgfältige 
Planung und Ausführung erfor-
derlich. Innendämmungen er-
höhen allerdings oft die Gefahr 
der winterlichen Tauwasserbil-
dung hinter der Dämmung und 
könnten somit zur Schimmel-
pilzbildung beitragen.

Ma H&G M-V

Tipps zum Heizen, Lüften und 
Energieeinsparen im Altbau

Hinweise zu Ansprüchen auf Austausch 
von Wasserzählern 

Hilfe im Kampf gegen 
Mietnomaden gesucht

Im Auftrag der Bundesregie-
rung sucht die Uni Bielefeld be-
troffene Vermieter, die Opfer 
von betrügerischen Mietprellern 
wurden, bzw. die noch unter 
Mietnomaden leiden. Es soll ein 
möglichst praxisnahes Gutach-
ten für die Gesetzesänderung 
erabeitet werden. 

Man kann 
sich direkt 
bei der For-
s c h u n g s -
stelle für 
Immobili-
e n r e c h t 
m e l d e n 
(Internet: 
www.jura.
u n i - b i e l e -
feld.de/Insti-
tute_Projekte/
FIR). Dort werden 
bundesweit bekannt 
gewordene Fälle gesammelt und 
ausgewertet. Das Gutachten soll 
letztlich zu schärferen Gesetzen 
gegen Mietpreller führen.

Zuvor will jedoch das Bundes-
justiz- und Bundesbauministeri-
um sichergehen, dass es sich 
bei den Problemen mit Mietno-
maden nicht nur um eine kleine 
Randgruppe handelt. Deshalb 
ist es für betroffene Haus-, Woh-
nungs- und Grundeigentümer 
wichtig, dass sich melden. 

Je mehr Fälle bekannt werden, 
desto höher ist die Chance, 
künftig besser gegen Mietnoma-

den vorzugehen. Kaum ver-
ständlich bleibt es, dass unser 
soziales Mietrecht diesen Betrü-
gern ermöglicht, bis zu zwei 
Jahre in einer Wohnung zu le-
ben, ohne je einen Cent der ver-
traglich vereinbarten Miete zu 

überweisen. Das bedeute für 
Vermieter erhebliche 

finanzielle Einbu-
ßen. 

Die For-
s c h u n g s -
stelle für 
Immobili-
e n r e c h t 
der Uni-
v e r s i t ä t 

B i e l e f e l d 
[FIR] widmet 

sich unter Lei-
tung der Profes-

soren Artz und Ja-
coby u. a. der wissen-

schaftlichen Auseinandersetzung 
mit Fragen des Mietrechts, ins-
besondere des Wohnraum- und 
des gewerblichen Immobilien-
mietrechts. 

Auf diesen Gebieten will die 
Forschungsstelle in ständigem 
Austausch mit der Praxis For-
schungsprojekte initiieren und 
fördern. Deshalb sollte jeder be-
troffene Vermieter umgehend 
telefonisch oder per e-Mail Kon-
takt mit der FIR sowie gleichzei-
tig seinem regionalen Haus & 
Grund-Verein aufnehmen.

Ma H&G M-V

Spezielle Rauchwarnmelder 
für Hör- oder Sehgeschädigte
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Die Straßenreinigung, auch die 
Schnee- und Eisbeseitigung, ist 
in der Regel Sache der Städte 
oder Gemeinden. Diese können 
jedoch die Räum- und Streu-
pflicht den jeweiligen Grund-
stückseigentümern auferlegen. 

Vertragliche Abwälzung der 
Räum- und Streupflicht 

Vermietende Grundstückseigen-
tümer haben allerdings die Mög-
lichkeit, Reinigungspflichten auf 
ihre Mieter abzuwälzen. Zu be-
achten ist hierbei, dass dies mit 
dem Mieter wirksam zu verein-
baren ist. Ohne eine entspre-
chende Vereinbarung sind die 
Mieter nicht verpflichtet Schnee 
zu fegen oder vereiste Bürger-
steige zu bestreuen. Ein Gewohn-
heitsrecht, dass Mieter immer, 
insbesondere die Erdgeschoss-
mieter, grundsätzlich Schnee fe-
gen müssen, existiert nicht. Die 
Pflichten können auch formular-
mäßig in der Hausordnung auf 
die Mieter übertragen werden, 
wenn diese Hausordnung Be-
standteil des vom Mieter zu un-
terschreibenden Mietvertrages 
ist. Durch nachträgliche Ände-
rung der Hausordnung können 
die Mieter jedoch nicht zum 
Schneefegen verpflichtet wer-
den!

Erfüllung der Schnee- und Eis-
beseitigungspflichten

Wurde der Winterdienst wirk-
sam vereinbart, hat der Mieter im 
Falle seiner Verhinderung für eine 
entsprechende Vertretung zur Er-
füllung seiner Pflichten zu sor-
gen. Problematisch ist die Situati-
on, wenn der Mieter aber infolge 
von Alter oder Gebrechlichkeit 
auf Dauer nicht mehr zum 
Schneefegen in der Lage ist. Hier 
entschieden Instanzgerichte nicht 
einheitlich. Nach einer Ansicht in 
der Rechtsprechung bleibt der 
Mieter auch in diesem Fall für die 
Erfüllung seiner Pflicht verant-
wortlich. Er hat demnach für eine 
entsprechende Vertretung, not-
falls unter Beauftragung eines 
Unternehmens, zu sorgen. Ande-
re Gerichte hatten entschieden, 
dass die Pflicht zum Winterdienst 
dann wieder auf den Vermieter 
übergeht. Dies soll zumindest 
dann gelten, wenn weder private 
noch gewerbliche Dritte am Ort 
zur Übernahme der Arbeiten be-
reit sind. Wie im Einzelnen die 

Schnee- und Eisbeseitigungs-
pflicht zu erfüllen ist, ist stets un-
ter dem Gesichtspunkt der Zu-
mutbarkeit und Verhältnismäßig-
keit zu sehen. Entscheidend sind 
somit die Umstände des Einzel-
falls. Dabei sind die örtlichen Ver-
hältnisse von besonderer Bedeu-
tung. Die Hausordnung kann 
hierzu Regelungen vorsehen.

Risikobedingte Ungleich-
heiten möglichst verhindern

Das Risiko witterungs- und 
mithin zufallsbedingter Un-
gleichheiten muss weitgehend 
ausgeschaltet werden. Zur Ver-
meidung von Ungleichheiten 
zwischen den Mietern sollte An-
knüpfungspunkt der tatsächlich 
ausgeführte Winterdienst sein. 
Hier empfiehlt sich die Benut-
zung einer sogenannten „Schnee-
karte“. Dem Mieter, der die 
Schneekarte in den Händen hält, 
obliegt die Streupflicht für je-
weils einen Tag. Nur wenn er 
aufgrund der Witterungsverhält-
nisse tatsächlich seinen Winter-
pflichten nachkommen musste, 
darf er die Schneekarte an den 
nächsten Mieter weitergeben.

Wann muss geräumt werden
Sind keine detaillierten Verein-

barungen über den Zeitrahmen 
getroffen worden, hängt die Fra-
ge, wann und wie lange die zum 
Winterdienst Verpflichteten 
Schnee und Eis beseitigen müs-
sen, von den Bestimmungen der 
lokalen Straßenreinigungssat-
zung ab. In der Regel ist in Me-
cklenburg-Vorpommern zwi-
schen 7.00 und 20.00 Uhr zu 
streuen. An Sonn- und Feierta-

gen oft eine Stunde später. Ist 
von der Kommune vorgeschrie-
ben, dass morgens zu einer be-
stimmten Uhrzeit mit Schneefe-
gen und Streuen begonnen wer-
den muss, sind diese Zeiten für 
den zum Winterdienst Verpflich-
teten verbindlich. Eine Warte- 
und Vorbereitungszeit gibt es 
dann nicht.

Je nach Witterungsverhältnis-
sen muss im Laufe des Tages ggf. 
auch mehrfach gefegt und ge-
streut werden. Bei Dauerschnee-
fall muss nicht fortlaufend 
Schnee geräumt werden, wenn 
dies völlig nutzlos wäre. Sobald 
es aber nur noch geringfügig 
schneit oder wenn es aufgehört 
hat, muss der Winterpflichtige 
fegen. Ist nach nächtlichem 
Schneefall morgens intensiv ge-
räumt und gestreut worden, 
reicht es aus, wenn mittags noch 
einmal nachgeräumt und ge-
streut wird. Auch bei andau-
erndem Schneefall kann eine 
kontinuierliche - das heißt unun-
terbrochene Fortsetzung des 
Schneeräumens nicht verlangt 
werden. Bei Glatteisbildung 
müsste allerdings sofort gestreut 
werden. An die Behauptung 
„Streuen ist zwecklos“ sind hohe 
Anforderungen zu stellen, sie 
muss notfalls vom Streupflichti-
gen bewiesen werden.

Wie muss geräumt und ge-
streut werden

Bürgersteige und Gehwege müs-
sen so gestreut werden, dass sie 
von sich vorsichtig bewegenden 
Passanten ohne Gefahr benutzt 
werden können. Es reicht aus, 
wenn Gehwege in einem Bereich 

von 1,00 bis 1,20 m frei geräumt 
werden. Bei selten benutzten Zu-
gangswegen auf einem Privat-
grundstück genügen 0,50 m. 
Häufig enthält die kommunale 
Straßenreinigung Regelungen, 
welche Streumittel verwendet 
werden dürfen. Generell sind 
Sand, Split und Granulat erlaubt. 
In manchen Städten oder Ge-
meinden ist Streusalz verboten. 
Auch Asche ist als schwefelhal-
tiges Streumittel problematisch. 
Um ganz sicher zu gehen, was 
erlaubt ist, sollte man sich vor 
Ort beim Ordnungsamt erkundi-
gen.

Kostenzuständigkeit klar im 
Vertrag regeln

Hat der Mieter die Verpflichtung 
zur Schneebeseitigung übernom-
men und wurde vertraglich ver-
einbart, dass dieser auch die Ko-
sten für die Streumittel und Ar-
beitsgeräte trägt, so ist dies 
bindend. Die Frage, ob der Mieter 
in solchen Fällen, auch ohne ge-
sonderte Kostentragungsregel im 
Vertrag, diese Kosten zu tragen 
hat, wird von den Gerichten un-
terschiedlich beantwortet. In 
einem Fall liegt die Kostenzustän-
digkeit bei übernommener Ar-
beitsverpflichtung beim Mieter. 
Im anderen verbleibt diese grund-
sätzlich beim Vermieter. Hat der 
Mieter trotzdem stets Arbeitsge-
räte und Streumittel auf eigene 
Kosten beschafft, lebt die Ver-
pflichtung des Vermieters, das 
Arbeitsmaterial zur Verfügung zu 
stellen, allerdings erst wieder bei 
einem ungewöhnlich harten Win-
ter, der erhöhte Kosten erfordert, 
wieder auf.

BK-Umlage der Kosten des 
Winterdienstes

Die Kosten des Winterdienstes 
sind grundsätzlich umlagefähige 
Betriebskosten. Allerdings kann 
der jeweilige Mieter, nur dann 
mit den Kosten belastet werden, 
wenn die Umlage der Straßenrei-
nigungskosten (vgl. § 2 Nr. 8 Be-
trKV) ausdrücklich im Mietver-
trag vereinbart wurde. Umlagefä-
hig sind auch die von der 
Gemeinde erhobenen Gebühren, 
sowie die dem Vermieter entste-
henden Kosten. Obliegt die Reini-
gungspflicht dem Vermieter und 
führt er diese selbst aus, kann er 
eine angemessene Vergütung für 
den nachweislich entstandenen 
Zeitaufwand verlangen, aller-
dings nur bis zur Höhe des Be-
trages, den üblicherweise andere 
Unternehmen für eine gleichwer-
tige Leistung beanspruchen.

Kosten für Streugut und Rei-
nigungsgeräte

Nimmt der Vermieter ein Un-
ternehmen in Anspruch, sind 
dessen Kosten, soweit sie ange-
messen sind, umlagefähig. Bei 
einem schneearmen Winter kann 
der Mieter nicht darauf verwei-
sen, die Kosten seien zu hoch, 
da das Unternehmen kaum zum 
Einsatz gekommen sei; ihm ent-
stehen Vorhaltungskosten, die es 
berechnen und die der Vermieter 
weiterbelasten darf. Absetzbar 
sind auch die Kosten für das 
Streugut und die Kosten der War-
tung und Reparatur der Reini-
gungsgeräte. Die Erstanschaffung 
und auch die Ersatzbeschaffung 
verbrauchter Geräte ist jedoch 
Sache des Vermieters. Ist die Rei-

nigungspflicht dem Mieter durch 
Mietvertrag auferlegt, ist zu be-
achten, dass der Umlagefähigkeit 
der Fremdkosten grundsätzlich 
die spezielle vertragliche Rege-
lung entgegensteht. Der Vermie-
ter verstößt durch die Einschal-
tung eines Reinigungsunterneh-
mens gegen den Mietvertrag und 
hat daher keinen Anspruch auf 
Ersatz der Kosten.

Schadenersatzansprüche
Kommt ein Mieter seinen Ver-

pflichtungen schuldhaft nicht 
nach, kann der Vermieter die Ar-
beiten an ein Unternehmen ver-
geben. Die hierbei anfallenden 
Kosten sind jedoch nicht auf alle 
Mieter als Betriebskosten umleg-
bar, sondern dann im Wege eines 
Schadenersatzanspruchs dem be-
treffenden Mieter anzulasten. 
Wichtig ist, dass diesem zuerst 
eine Leistungsaufforderung, un-
ter Setzung einer angemessenen 
Nachfrist zur Vornahme des Rä-
um- und Streudienstes, zugeht. 
Diese sollte den Hinweis enthal-
ten, dass nach erfolglosem Ablauf 
der Nachfrist eine Ausführung 
durch den Mieter nicht mehr ak-
zeptiert wird, ein Unternehmen 
mit dem Dienst beauftragt wird 
und die hierdurch anfallenden 
Kosten den Mieter in Rechnung 
gestellt werden. 

Haus & Grund MV-Hinweis
Selbst wenn die Pflicht zur 

Schnee- und Eisbeseitigung ver-
traglich auf einen Dritten (z. B. 
den Mieter) übertragen wird, ver-
bleibt letztlich die Verkehrssiche-
rungspflicht - auch für den Schutz 
bei Glatteis - beim vermietenden 
Grundstückseigentümer, neben 
derjenigen des Dritten. Um sich 
also vor teilweise beträchtlichen 
Schadenersatzansprüchen auf-
grund von Schäden, die durch 
mangelnde Beachtung der Räum- 
und Streupflicht entstehen, zu 
schützen, empfiehlt sich für den 
vermietenden Grundstückseigen-
tümer eine aktuelle Gebäudehaft-
pflichtversicherung. Soweit die 
Kosten dieser Sach- und Haft-
pflichtversicherung (§ 2 Nr.13 Be-
trKV) im Mietvertrag ausdrück-
lich auf die Mieter umgelegt wur-
den, können diese auch in der 
Betriebskostenabrechnung be-
rücksichtigt werden.

E.M. H&G M-V

Verhandlungen des Bauträgers 
mit der WEG über Baumängel 
hindern den einzelnen Erwerber 
nicht, die Rückabwicklung des 
Kaufvertrages zu verlangen.

Der Rückabwicklungsanspruch 
verjährt ungeachtet laufender 
Verhandlungen der WEG über 
die Mängelbeseitigung.

Der Bundesgerichtshof (BGH) 
in Karlsruhe hat eine gewichtige 
Entscheidung im Bereich des 
Bauträgerrechts gefällt (Urteil 
vom 19.08.2010 - VII ZR 
113/09).

Es wurde das Recht der Erwer-
ber wegen Baumängeln den 
Kaufvertrag rückabzuwickeln 
klarer umgrenzt. Die Mängelver-
folgung der WEG beschränkt de-
ren Rückabwicklungsrecht 
grundsätzlich nicht. Weiterhin 
hat der BGH geklärt, dass Ver-
jährungsfristen für Rückabwick-
lungen nicht durch zeitgleich 
laufende Verhandlungen der 
WEG gehemmt werden. Gerade 
bei großen Bauträgerobjekten 
kommt es durch die notwendige 

Einbindung von Sachverstän-
digen zur Baumängelerfassung 
und Ursachenklärung sowie der 
Vielzahl der betroffenen Parteien 
oft zu langjährigen, zähen 
Rechtsstreitigkeiten. Hier ist die 
Verjährungsfrage immer wieder 
streitentscheidend. Das sorgt für 
mehr Handlungs- und Rechtssi-
cherheit bei Bauträgern, Einzelei-
gentümern und Wohnungseigen-
tümergemeinschaften.

Mängelbeseitigungs-
ansprüche an Bauträger 

können parallel von 
WEG und Eigentümern 

verfolgt werden

Nach ständiger Rechtsprechung 
war und ist es möglich, dass ei-
ne WEG die gemeinschaftliche 
Verfolgung von Mängelansprü-
chen gegenüber dem Veräußerer 
übernimmt. Für dieses „Ansich-
ziehen“ der Gewährleistungsan-
sprüche genügt ein Mehrheitsbe-
schluss der WEG. Das Recht ein-
zelner Wohnungseigentümer, 

aufgrund von Baumängeln die 
Rückabwicklung des Kaufver-
trages zu verlangen, wird hier-
von nicht berührt. Der BGH be-
kräftigt mit seiner Entscheidung, 
dass es den Wohnungseigentü-
mern nach wie vor möglich ist, 
eine eigene Frist zur Beseitigung 
der Mängel an den Veräußerer 
zu stellen. Hat parallel dazu eine 
WEG bereits Forderungen an den 
Veräußerer zur Mängelbeseiti-
gung gestellt, so liegt noch kein 
Interessenkonflikt vor, der die 
Ansprüche Einzelner bescheidet. 
Für den Bauträger bedeutet dies, 
dass zeitgleich von WEG als 
auch Einzeleigentümern Ansprü-
che zur Mängelbeseitigung gel-
tend gemacht werden können.

Verjährung des Anspru-
ches auf Rückabwicklung 
des Kaufvertrages durch 

WEG-Verhandlungen 
nicht gehemmt

Ansprüche auf Mängelbeseiti-
gung gegen einen Bauträger ver-

jähren im Normalfall nach fünf 
Jahren. Verhandlungen verlän-
gern die Verjährungsfristen, bis 
es zu einer Einigung in der Sa-
che kommt oder die Verhand-
lungen endgültig abgebrochen 
werden. Ungeklärt war bisher, 
ob Verhandlungen der WEG 
auch die Verjährung der Rückab-
wicklungsansprüche der einzel-
nen Erwerber verhindern.

Der Bundesgerichtshof stellt in 
seiner aktuellen Entscheidung 
klar heraus, dass die Verhand-
lungen des Bauträgers mit der 
WEG nur die Mängelbeseiti-
gungsansprüche jedoch nicht die 
Rückabwicklungsansprüche ein-
zelner Erwerber berühren. Diese 
Ansprüche verjähren, wenn die 
Erwerber nicht rechtzeitig han-
deln. 

Der Mängelbeseitigungsan-
spruch des Erwerbers erlischt 
nach altem Schuldrecht (Kauf-
verträge vor 2002) mit Ablauf 
der eigens gesetzten Mängelbe-
seitigungsfrist, nach neuem 
Schuldrecht (Kaufverträge ab 

2002) durch nachfolgende Rück-
abwicklungserklärung. Hiermit 
sind die Voraussetzungen für 
den großen Schadensersatz 
(Rückabwicklung) geschaffen, 
auf den die WEG grundsätzlich 
keinen Einfluss mehr ausüben 
und auch nicht der Verjährung 
entziehen kann. 

Wird der Erwerber nicht weiter 
tätig, verjährt dieser Anspruch 
eigenständig. Für Bauträger be-
deutet diese rechtliche Trennung, 
dass bei erheblichen Mängeln im 
Gemeinschaftseigentum zwi-
schen dem Anspruch der Eigen-
tümer auf Mängelbeseitigung, 
der von der WEG gemeinschaft-
lich verfolgt werden kann, und 
dem hierauf gestützten Anspruch 
auf Rückabwicklung des Kauf-
vertrages klar unterschieden 
werden müssen. Diese haben 
nicht nur unterschiedliche in-
haltliche Voraussetzungen son-
dern auch getrennte Verjäh-
rungsfristen. 

RA Lill

Bundesgerichtshof entscheidet über
Mängelansprüche der Bauherren gegen Bauträger

Pflichten des Mieters bei Schnee und Eis
Immer wieder stellt sich für Vermieter die Frage, welche Pflichten den Mietern bei Schnee und Eis übertragen werden können
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Im Landesverband Haus & Grund Mecklenburg-Vorpommern organisierte Mitgliedsvereine
Telefonnummern, Beratungszeiten und -orte (für Mitglieder und Neuaufnahmen)

 Haus & Grund-
 Vereine in M-V  Vorsitzende/r Telefon  Wann/Sprechzeiten Wo

Anklam Gunnar Wessel 0 39 71/24 31 30 2. und 4. Di im Monat 16–18 Uhr 17389 Anklam Pasewalker Allee 23

Boizenburg Jens Prötzig 03 88 47/3 35 47 Wochentags abends nach tel. Absprache 19258 Boizenburg Schützenstraße 7

Friedland Norbert Räth 03 96 01/2 16 60 Di 9–12 und Do 9–12 + 13–17 Uhr (o. tel. Ver.) 17098 Friedland Marienstraße 17

Graal-Müritz Hansjörg Seidel 03 82 06/14 609 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18181 Graal-Müritz Zur Koppenheide 66

Greifswald Eckehard Bürger 0 38 34/50 01 59 Mo 17–18 Uhr 17489 Greifswald Wiesenstraße 18

Hagenow Günter Westendorf 0 38 83/72 22 71 1. Mi im Monat 17–18 Uhr (oder tel. Ver.) 19230 Hagenow Fritz-Reuter-Straße 11

Malchow Frank Eckstein 03 99 32/1 39 53 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17213 Malchow Kurze Straße 23

Neubrandenburg Jens Arndt 03 95/4 21 17 49 2. Mo im Monat 17–19 Uhr 17033 Neubrandenburg Südbahnstraße 17

Neustrelitz Ursula Peukert 0 39 81/20 62 64 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17235 Neustrelitz Louisenstraße 18

Parchim Manfred Paßgang 0 38 71/26 51 84 Di 16–18 Uhr (oder tel. Vereinbarung) 19370 Parchim August-Bebel-Straße 1

Ribnitz-Damgarten Margrid Parr 0 38 21/81 29 76 Mo–Fr 8–16 Uhr 18347 Ribnitz-Damg. Lange Straße 86

Rostock Bernd Läufer 03 81/45 58 74 Mo 17–18 und Do 10–12 Uhr 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Monika Rachow 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Stralsund Jens Pergande 0 38 31/29 04 07 Di und Do 16–18 Uhr 18439 Stralsund Am Knieperwall 1a

Uecker-Randow Michael Ammon 0 39 73/4 38 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17309 Pasewalk Stettiner Straße 25 c

Waren Özden Weinreich 0 39 9 1/6 43 00 Termine nach telefonischer Vereinbarung 17192 Waren Sankt-Marcus-Straße 45

Usedom (Insel) Dietrich Walther 0 38 36/60 04 39 1. Fr im Monat 17–19 Uhr (oder tel. Ver.) 17450 Zinnowitz Neue Strandstraße 35

Rügen (Insel) Jochen Richter 03 83 92/2 23 17 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18546 Sassnitz Bachstraße 50

 Landesverband Haus & Grund® Mecklenburg-Vorpommern

H & G M-V/Präsident Lutz Heinecke 03 85/5 77 74 10 Mo 17–19 Uhr 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Landesgeschäftsstelle Frau Knop 03 85/5 77 74 10 Mo 18–19 und Mi 14–17 Uhr (oder tel. Ver.) 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Straße 11/13

Redaktion/Medien Erwin Mantik 03 85/2 07 52 13 Mo 17–18 Uhr (sonst: Tel. 01 72/385 89 59) 19063 Schwerin Bosselmannstraße 11a

Rostock Hausverwaltung Regina Vietinghoff 03 81/4 90 00 26 Termine nach telefonischer Vereinbarung 18057 Rostock Wismarsche Straße 50

Schwerin Hausverwaltung Karin Redmann 03 85/5 77 74 08 Termine nach telefonischer Vereinbarung 19053 Schwerin Heinrich-Mann-Str. 11/13

Stralsund Hausverwaltung Frau Pawek 0 38 31/29 04 07 nach tel. Vereinbarung 18439  Stralsund Knieperwall 1A

Ausführliche Angaben (Satzungen; Anschriften; Fax; Mailadressen usw.) finden Sie im Internet unter: WWW.HAUS-UND-GRUND-MV.DE

Wenn sie einen Kaminofen 
kaufen, sollten sie auf Gütesiegel 
achten, mit deren die Hersteller 
schon heute garantieren, künf-
tige Grenzwerte durch verbes-
serte Verbrennungstechniken 
einzuhalten.

Beispiele für Gütesiegel: DIN 
plus (Bild), Öko-Norm § 15a, 
EFA, „Nordischer Schwan“ oder 
„Schweizer Qualitätssiegel“.

Auch Produkt-Hinweise wie 
„erfüllt die Münchener, Regens-
burger oder Stuttgarter Norm“ 
weisen auf schadstoffarme Ka-
minöfen hin. Hintergrund sol-
cher Bezeichnungen sind ortsbe-
zogene, schon heute strengere 
Abgasregelungen für einzelne, 
besonders smogbelastete Regi-
onen.

Wer dagegen trotz der bevor-
stehenden gesetzlichen Neure-
gelung einen Billigofen aus dem 
Baumarkt kauft riskiert, dass er 
diesen in einigen Jahren schon 
wieder entsorgen oder aber mit 
einem Filtersystem nachrüsten 
muss. Kaminöfen sollten schon 
heute technisch so ausgestattet-
sein, dass die Anforderungen 
der novellierten 1.BImSchVO er-
füllt werden - zumindest die der 
ersten Stufe bis 2014. Eine gute 
Verbrennung und damit nied-
rige Schadstoffemission eines 

Kaminofens hängt dabei vor 
allem von der Luftführung ab. 
Moderne, hochwertige Kaminö-
fen verfügen über drei regulier-
bare Luftzuführungen: mit der 
von unten durch den Feuerrost 
zugeleiteten Primärluft wird der 
Brennstoff zum Glühen ge-
bracht. Dann strömt seitlich zu-
geführte, schon erhitzte Sekun-
därluft nach und verbrennt an 
der gläsernen Ofentür abgela-
gerten Russ. Die Tertiärluft 
schließlich sorgt für die Restver-
brennung des sich im oberen 
Bereich des Feuerraums bilden-
den Holzgases - je heißer, desto 
effektiver.

Partikelabscheider zum Nach-
rüsten

Hier wird ein 0,2 Millimeter 
dünner Elektrodendraht mit 
20.000 Volt Spannung in die Mit-
te es Ofenrohrs eingesetzt. Durch 
die hohe Spannung werden die 
Feinstaubpartikel ionisiert. Das 
heißt, sie bekommen eine kleine 
elektrische Ladung, wandern 
deshalb im elektrischen Feld 
nach außen und lagern sich an 
der Wand des Ofenrohrs ab. Die 
sich so bildende Staubschicht 
muss von Zeit zu Zeit durch eine 
am Ofenrohr angebrachte Revisi-
onsöffnung gesäubert werden.

Der Vorteil dieses Partikelab-
scheiders: Er kann als Nachrüst-
satz in praktisch allen Kaminö-
fen mit Abgasrohrdurchmessern 
von 150 bis 300 Millimetern ein-
gesetzt werden.

Integrierter Partikelabscheider
Bei dieser Filtervariante han-

delt es sich um eine Weiterent-
wicklung des sogenannten 
Schweizer Verfahrens. Hier ist 
der Partikelabscheider direkt 

mit der Feuerstätte verbunden: 
das Abscheidermodul, „Airbox" 
genannt, wird zwischen Brenn-
kammer und Ofenrohr einge-
setzt. In seinem Inneren wird 
das Abgas zur Vergrößerung der 
Abscheidefläche auf mehrere 
Kanäle verteilt. Die elektrosta-
tische Aufladung der Partikel 
erfolgt dann wie bei der Nach-
rüstvariante über Elektroden.

Neueste Entwicklungen: 
Staubfilter zum Nachrüsten

Aufgrund der schon lange ge-
führten Diskussion um die Fein-
staubbelastung durch Kleinfeu-

erungsstätten haben einige füh-
rende Kaminofenhersteller 
intensiv an Techniken gearbei-
tet, die den Staub beziehungs-
weise Ruß nachträglich aus dem 
Rauchgas filtern. Die ersten Lö-
sungen sind schon einsatzbereit 
und werden in zwei unter-
schiedlichen Varianten auf dem 
Markt angeboten. Sie arbeiten 
auf der Basis elektrostatischer 
Aufladung und anschließender 
Abscheidung der mikrofeinen 
Staubpartikel aus dem Rauch-
gas.

Ma H&G M-V

Worauf sollte man beim Kauf 
von Kaminöfen achten?

Wohlige Wärme spenden Kaminöfen, doch sind beim Gebrauch 
künftig auch Grenzwerte und verbesserte Verbrennungstech-
niken zu beachten

Ganz unscheinbar befindet er 
sich an der Außenwand von 
Millionen von Häusern in 
Deutschland und sorgt für „fri-
sche Luft“ in der Küche: der 
Mauerkasten. Doch oft genug 
stellt er als Abschluss der Dunst-
abzugshaube nur ein „offenes 
Loch“ dar, durch das permanent 

– gerade auch im Winterhalb-
jahr, falls eine schließende Hau-
be nicht genutzt wird – kostbare 
Energie entweicht.

Herkömmliche Mauerkästen 
waren weder luftdicht noch ge-
dämmt. Eine Lösung bietet jetzt 
der innovative und universell 

für jede Abluftleitung einsetz-
bare Mauerkasten zum Abluft-
Tuning. Das wärmegedämmte 
System öffnet sich automatisch 
jeweils erst dann, wenn die Ab-
zugshaube eingeschaltet wird 
und schließt beim Ausschalten 
von selbst. Infos: www.abluft-
tuning.de

Universell einsetzbarer Mauerkasten schließt luftdicht 

Ein oft weit verbreitetes Problem 
in Flachdachhäusern sind dunkle 
Wohnräume. Herkömmliche Lö-
sungen wie Lichtkuppeln entspre-
chen meist nicht den Anforde-
rungen an zeitgemäße Wärmedäm-
mung. Doch mit neuen 
Flachdach-Wohnfenstern gehören 
die „dunklen Zeiten“ nun der Ver-
gangenheit an, denn dank ihrer her-
vorragenden Wärmedämmeigen-

schaften eignen sich diese Fenster 
insbesondere auch für den Wohn-
bereich. Dafür sorgt die Konstrukti-
on mit Kuppel und einer waagerecht 
im Aufsetzkranz integrierten Isolier-
glasscheibe. Außerdem bringt so 
ein Flachdach-Wohnfenster natür-
liches Licht in Küche, Bad oder 
Wohnzimmer – mit Ausblick auf 
den abendlichen Sternenhimmel 
inklusive. Infos: www.velux.de.

„Ich seh Sterne“ dank 
Flachdach-Wohnfenster

... hörte ich heute Morgen einen 
Passanten dessen Frau im Stral-
sunder Stadtzentrum zurufen.

Was gemeint war, ist den Stral-
sundern leider immer wieder ge-
genwärtig. Beim Anblick auf das 
„Häufchen Unglück“ auf dem 
Gehweg empfinde ich 
neben Ärger über die 
Sorglosigkeit und 
Ignoranz des Hunde-
halters besonders Un-
mut gegenüber kom-
munaler Politik, die 
sich in Stralsund seit 
Jahren simpel mit der Einziehung 
von Hundsteuern begnügt. 

Es gibt keine Hundehalterord-
nung. Es gibt keine oder wenige 
Kontrollen der Hundehalter. 
Hunde besitzende Haus & Grund 
Mitglieder erzählen mir, dass sie 
aus Besorgnis, die aktuelle Steuer-

marke verlieren zu können, jeweils 
die Vorjahresmarke mitführen. Kei-
ner meiner Gesprächspartner wur-
de in den Jahren geprüft. Ich finde, 
eine derzeit diskutierte Erhöhung 
der Hundesteuer reicht nicht aus. 
Wir brauchen Kontrollen und wirk-

same Mittel, wie z. B. 
den Leinenzwang, 
welche die Ordnung 
und Sauberkeit auf 
den Straßen und Geh-
wegen und in Parks 
unterstützen. Außer-
dem sollte eine einge-

schränkte Verbreitung im Sinne der 
Ansiedlung von Hunden im Stadt-
gebiet energischer gesteuert wer-
den. Die Kommunalpolitik ist ge-
fragt! 

Jens Pergande

Haus & Grund Stralsund

Pass auf - Granaten, Helga!


